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Zentrale Vorhaben der CDU/CSU-Bundestagsfraktion in der Arbeits- und Sozialpolitik


1. Schnelle Senkung des Beitragssatzes in der Arbeitslosenversicherung um 0,3 Prozent. Wichtige Entlastung für Arbeitgeber und Arbeitnehmer.
2. Verbesserungen bei der Erwerbsminderungsrente und der Mütterrente. 3. Entgeltpunkt pro Kind für Mütter und Väter, deren Kinder vor 1992 geboren wurden und die drei und mehr Kinder erzogen haben. 
3. Rentenniveau bleibt bis 2025 stabil auf 48 Prozent. Beitrag wird nicht über 20 Prozent steigen, ggf. Ausgleich durch Steuermittel.
4. Einführung einer Grundrente in Höhe von zehn Prozent oberhalb der Grundsicherung für Bezieher von Grundsicherung bei 35 Jahren Beitragszeiten. Anrechnung von Kindererziehung bzw. Pflegezeiten. 
5. Maßnahmenpaket, um schwer erreichbare Jugendliche besser zu fördern, u.a. 50 Millionen Euro ab 2019 für spezielles Förderinstrument in der Grundsicherung.
6. Verstärkung des Kampfes gegen Kinderarmut: u.a.  Teilhabepaket wird effizienter und unbürokratischer ausgestaltet und gezielt erhöht (Aufstockung Schulstarterpaket) und Verlängerung der Assistierten Ausbildung um zwei Jahre. 
7. Bekenntnis zum Ziel der Vollbeschäftigung. Neues Programm „Teilhabe am Arbeitsmarkt für alle“ für bis zu 150 000 Langzeitarbeitslose; dazu Erhöhung des Eingliederungstitels um vier Milliarden Euro bis 2021.
8. Die Möglichkeiten für die sachgrundlose Befristung von Beschäftigungsverhältnissen werden mit Augenmaß eingeschränkt (z. B. Arbeitgeber mit mehr als 75 Beschäftigen kann nur noch max. 2,5 % der Belegschaft sachgrundlos befristen). 
9. Einführung eines Anspruchs auf befristete Teilzeit für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Betrieben mit mehr als 45 Mitarbeitern (Zumutbarkeitsgrenze in Betrieben bis 200 Mitarbeitern).
10. Gründung und Wahl von Betriebsräten wird erleichtert. 
Vereinfachtes Verfahren von 5 – 100 verpflichtend, von 101 -200 fakultativ. Ziel: mehr Mitbestimmung und erleichtertes Wahlverfahren für Arbeitgeber.
11. Die soziale Sicherung von Selbständigen, die bislang nicht obligatorisch abgesichert waren, wollen wir verbessern.
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